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rer Dr. Hans Rinne inhaftiert worden sei 
und dass er beabsichtige, die vor 1933 beste-
henden Regelungen wieder herzustellen. 

Er bat um die Ermächtigung, Dr. Bert-
hold Rodewald aus Kiel und Dr. Hans Stub-
be aus Heide damit zu beauftragen, die Or-
ganisation neu aufzuziehen − also die Ärz-
te in Kreisvereinen zusammenzufassen, 
durch Kreisvereine Vertrauensleute zu be-
stellen, die dann ihrerseits einen Vorstand 
der Ärztekammer zu bilden hätten. Beide 
Herren seien bereit, die Aufgabe zu über-
nehmen. Den Ärzten sollte Gelegenheit ge-
geben werden, „ihre Standesangelegenhei-
ten [...] selbst zu verwalten und zu überwa-
chen“. 

Stubbe, Jahrgang 1894, war HNO-Arzt 
in Heide. Er leitete vor 1933 die Heider KV-
Kreisstelle, war Vorstandsmitglied des Ärz-
tevereins Norderdithmarschen sowie kurz-
fristig Vorstandsmitglied der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein.  Rodewald (siehe Text 
auf Seite 9) war seit 1934 ein in Kiel tätiger 
Arzt, der in den 1920er Jahren als SPD-Poli-
tiker engagiert und deshalb bei den Natio-
nalsozialisten in Ungnade gefallen war. 

Ein Schreiben der Militärregierung 
vom 31. Mai, unterzeichnet vom britischen 
Militärgouverneur Colonel Gail Patrick 
Henderson, muss sich mit Hoevermanns 
Schreiben gekreuzt haben. Rodewald muss 
ihn genauso wie Hoevermann aufgesucht 

Seuchengefahr, Wohnraum-
not, eine Flut von Flüchtlin-
gen, der teilweise Zusam-
menbruch des Verkehrssys-
tems, zurückflutende deut-
sche Soldaten und eine 
schwierige Versorgung mit 

fast allem, was für das Überleben notwen-
dig war: Die Not zum Ende des Zweiten 
Weltkriegs war in Schleswig-Holstein bei-
spiellos. Die Lage  war so dramatisch, dass 
für die britische Besatzungsmacht − völker-
rechtlich seit Mai 1945 die uneingeschränk-
ten „Herren im Lande“ −  ein Stillstand der 
Verwaltung nicht in Frage kam.  Das galt 
auch für die Verwaltung im Gesundheits-
wesen.  Eine Ärztekammer sollte Abhilfe 
schaffen. Nur: Welche Grundlage kam als 
Vorbild in Frage? 

Die 1887 in Preußen durch die „Aller-
höchste Verordnung betr. der ärztlichen 
Standesvertretung“ errichtete Ärztekam-
mer hatte mit einer Kammer heutigen Zu-
schnitts wenig zu tun. Das preußische Ärz-
tekammergesetz aus dem Jahr 1926 kam 
den heutigen Verhältnissen schon näher.  
Die Machtübernahme der Nationalsozia-
listen 1933 jedoch veränderte Struktur und 
Arbeit der Ärztekammer. Sie verlor ihre 
Selbstständigkeit und wurde als weisungs-
gebundene Untergliederung der Reichsärz-
tekammer auch rechtlich zum Werkzeug 
der nationalsozialistischen Ärzteführung.  
Wahlen gab es nicht mehr.

Der Neuanfang in Bad Segeberg
Schon am 30. Mai 1945, nur gut zwei 

Wochen nach seiner kommissarischen Be-
auftragung mit dem Amt des Oberpräsi-
denten, schrieb Otto Hoevermann in Sa-
chen Ärztekammer an die Militärregie-
rung. Dies zeigt, wie dringlich Maßnahmen 
zur Neuordnung im schleswig-holsteini-
schen Gesundheitswesen gesehen wurden. 
Hoevermann teilte mit, dass Gauärztefüh-

Von der Stunde Null 
bis zur Kammer 2.0 
Historie Wie kam es zur zügigen Bildung der Ärztekammer Schleswig-Holstein kurz nach dem 
Zweiten Weltkrieg? Ein Blick auf Vorgeschichte, Gründung und die anschließende Entwicklung 
der ersten Landesärztekammer in Deutschland.  Von Dr. phil. Dr. med. Karl-Werner Ratschko.

Direkt nach dem Krieg kamen zahlreiche Flüchtlinge nach Schleswig-Holstein wie auf 
diesem Foto, das in Meldorf aufgenommen wurde. Mit ihrem Zuzug wuchs Schleswig-
Holsteins Bevölkerung stark an, was Administration und Gesundheitswesen vor große 
Probleme stellte. 
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Ein Treck von Flüchtlingen aus Ostpreußen, der kurz nach dem zweiten Weltkrieg am Meldorfer Bahnhof in Dithmar-
schen ankam. Viele von ihnen blieben dauerhaft in Schleswig-Holstein und waren noch über Jahre als Vertriebene zwar 
geduldet, aber von manchen auch als Konkurrenz im Existenzkampf angesehen.    

haben. Henderson verlangte, dass ein offi-
zielles Gesuch wegen des Neuaufbaus die-
ser Organisation − den Briten waren Ärzte-
kammern fremd − eingereicht werde. Bein-
halten sollte dieses Gesuch einen Plan der 
Organisation, einschließlich deren Verhält-
nis zur Provinzverwaltung, ihre Aufgaben 
und Pflichten sowie die „Namen der Beam-
ten“, die eingesetzt werden sollten. Offenbar 
war es Rodewald gelungen, den amtieren-
den Oberpräsidenten wie auch den Militär-
gouverneur persönlich für sein Anliegen 
zu motivieren − eine beachtliche Leistung, 
wenn man die chaotischen Verhältnisse der 
damaligen Zeit berücksichtigt. 

Am 8. Juni 1945  − nur einen Mo-
nat nach der Kapitulation − teilt Hoever-
mann Rodewald mit, dass die Angelegen-
heit „Ärztekammer“ entsprechend sei-
nen Vorschlägen geregelt werde, es stünde 
aber noch die Entscheidung des britischen 
Corps-Hauptquartiers aus.  

Am 19. Juni wird es deutlich konkreter: 
Gouverneur Henderson persönlich schrieb 
dem Oberpräsidenten, dass die Wiederer-
richtung der Ärztekammer unter bestimm-
ten Voraussetzungen genehmigt sei. Nötig 

Die Vertriebenen hatten in aller Regel nur das Nötigste dabei, als sie nach dem Krieg 
in  Schleswig-Holstein ankamen. Neben Hunger und fehlenden Unterkünften war 
die medizinische Infrastruktur eines der größten Probleme, mit denen man in diesen 
Jahren in Schleswig-Holstein zu kämpfen hatte.  
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Rodewald fließend französisch 
sprach. Der Werdegang des 174 
cm großen Mannes mit dunkel-
blonden Haaren, blauen Augen 
und Schmissen an der Wan-
ge war eng mit Kiel verbunden. 
Das Gymnasium absolvierte er 
bis 1911 in Kiel, wo er anschlie-
ßend zunächst ein Studium der 
Rechtswissenschaften begann 
und dann zur Medizin wechsel-
te. Seit 1911 war er Mitglied der 
Landsmannschaft Troglodytia, 
einer schlagenden Verbindung. 
Von 1914 bis 1918 diente er als 
Feldunter- und -hilfsarzt in La-
zaretten des deutschen Hee-
res. Es folgten 1919 das Staatsex-
amen und die Promotion, 1919 
bis 1922 eine Assistenzarzttätig-
keit sowie von 1922 bis 1926 eine 
Tätigkeit als Stadtarzt in Kiel. 
Nach der 1925 bestandenen 
Kreisarztprüfung war er von 
1926 bis zu seiner Zwangspensi-
onierung 1933 Stadtmedizinal-
rat in Waldenburg. Von 1923 bis 
1933 war er Mitglied der SPD, 
weshalb ihn die NS-Machtha-
ber in den Ruhestand versetz-
ten. Ein Jahr später erhielt er al-
lerdings die Möglichkeit, sich 
in der Holtenauer Straße 72 in 
Kiel als praktischer Arzt nieder-
zulassen.  Für die um geeigne-
tes Personal verlegenen Briten 
bot Rodewald damit eine per-
sonelle Option - auch wenn er 
in seinem Entnazifizierungs-
bogen vom 29. Juni 1945 ein-
räumen musste, nicht nur seit 
1. September 1938 Mitglied der 
NSDAP, sondern auch seit 1935 
in der Nationalsozialistische 
Volkswohlfahrt (NSV), seit 
September 1940 im NS-Ärzte-
bund und seit April 1941 im NS-
Altherrenbund Mitglied gewe-

es für die neuen Machthaber 
noch schwierig war, sich in den 
nachkriegsdeutschen Verhält-
nissen zurecht zu finden, ge-
noss sie als ehemalige Lands-
männin der Briten deren be-
sonderes Vertrauen und wurde 
als Dolmetscherin von Hender-
son und Hoevermann einge-
setzt. Die damit verbundenen 
Möglichkeiten nutzte sie be-
herzt. Sie dürfte es gewesen 
sein, die ihren Anwalt Dr. Max 
Emcke als Nachfolger des am 
14. Mai 1945 verhafteten Kieler 
NS-Oberbürgermeisters Walter 
Behrends vorgeschlagen hatte. 
Tatsächlich wurde Emcke neuer 
Kieler Oberbürgermeister. Sie 
war es auch, die den Briten ih-
ren Schwager als künftigen Prä-
sidenten der Ärztekammer vor-
schlug. 

Rodewald nutzte die Ver-
mittlung, um den Briten sei-
ne Vorstellungen über die Neu-
gründung einer demokratisch 
verfassten Ärztekammer vor-
zutragen. Henderson seiner-
seits forderte nach diesem Ge-
spräch Hoevermann auf, die er-
forderlichen Vorbereitungen 
zu treffen, um die beiden Ärzte 
mit der Neuerrichtung der Ärz-
tekammer zu beauftragen. Vo-
raussetzung war die Beantwor-
tung von Fragebögen zur Ent-
nazifizierung von Rodewald 
und Stubbe, die den Briten un-
verzüglich vorgelegt werden 
sollten.

Wer war der 1966 verstor-
bene Berthold Rodewald ? Ge-
boren wurde er am 27. Juli 1891 
in Ratzeburg. Sein Vater Georg 
war Kreistierarzt, sein Mutter 
Adele stammte aus Luxemburg 
- sicher ein Grund dafür, dass 

D
er in Heide niedergelas-
sene Stubbe war vor der 
NS-Zeit schon einmal 
kurz Mitglied des Vor-
standes der Ärztekam-
mer und deshalb kein 
Unbekannter. Rodewald 

dagegen hatte mit der Ärzte-
kammer bis zu diesem Tag kei-
ne engere Beziehung. Dennoch 
hatte der britische Militärgou-
verneur Colonel Henderson 
ihn schon Mitte Mai, nur we-
nige Tage nach der Besetzung 
Schleswig-Holsteins durch die 
Briten, zu einem Gespräch ein-
geladen. 

Dass es dazu kam, hat Ro-
dewald einer in Schottland ge-
borenen Dolmetscherin in 
Diensten der Militärregierung 
zu verdanken: Charlotte Helen 
Rodewald, der Schwägerin des 
künftigen Kammerpräsiden-
ten. Die 1890 im schottischen 
Knockando geborene Frau war 
gelernte Krankenschwester. Im 
Juni 1914 erwarb sie durch Hei-
rat von Nils Juhl aus Hadersle-
ben die deutsche Staatsbürger-
schaft. Ab 1930 war sie mit dem 
praktischen Arzt Dr. Edgar Ro-
dewald, dem Bruder von Bert-
hold, verheiratet. Edgar Ro-
dewald arbeitete wie sein Bru-
der als praktischer Arzt in Kiel 
und starb 1939.  Charlotte Ro-
dewald konnte in den letzten 
Stunden des Krieges in Schles-
wig-Holstein, als es der deut-
schen Seite nur noch darum 
ging, den Kanal als Südgrenze 
deutscher Herrschaft zu vertei-
digen, mit anderen die Spren-
gung der Holtenauer Hoch-
brücke verhindern. In den an-
schließenden ersten Tagen der 
britischen Militärregierung, als 

sen zu sein.
Am 10. Dezember 1952 trat 

Rodewald mit Wirkung vom 1. 
Januar 1953 von seinen Ämtern 
in Schleswig-Holstein zurück, 
um in Köln neben einer Arzt-
praxis bis 1958 die Hauptschrift-
leitung der "Ärztlichen Mittei-
lungen", 1964 in Deutsches Ärz-
teblatt umbenannt, zu über-
nehmen. Daneben übte er auch 
weiterhin eine Praxis in Köln 
aus. Er schied von den beiden 
Herausgebern BÄK und KBV 
im Streit. Es hatte Querelen um 
seine zu kritischen publizisti-
schen Angriffe auf die Reform-
pläne des Bonner Arbeitsminis-
teriums gegeben, die der KBV 
ihre Verhandlungen erschwer-
ten. 1962 wurde er in Norder-
ney mit der Paracelsus-Medail-
le der deutschen Ärzteschaft für 
sein Engagement am Wieder-
aufbau funktionsfähiger Stan-
desorganisationen geehrt. Er 
starb im Alter von 75 Jahren in 
Wiesbaden.

Und die Frau, der nicht nur 
der erste schleswig-holsteini-
sche Kammerpräsident, son-
dern das ganze Bundesland ei-
niges zu verdanken hat? Char-
lotte Rodewald gab ihre Tä-
tigkeit bei der Militärbehörde 
schon im Juni 1945 wieder auf, 
weil ihr die Arbeitsbelastung zu 
groß geworden war. Sie arbei-
tete ab Mitte 1946 auch als Dol-
metscherin für die Ärztekam-
mer. 1971 verlieh ihr die Kie-
ler Ratsversammlung für ihre 
Mittlerrolle zwischen Besat-
zungsmacht und deutscher Be-
völkerung die erstmals vergebe-
ne Andreas-Gayk-Medaille. 

Dr. phil. Dr. med. Karl-Wer-
ner Ratschko

Präsident mit Hilfe 
der Schwägerin 
E R T E R  K A M M E R P R Ä S I D E N T   Kiel, 25. Juni 1945: Der kommissarische Oberprä-
sident Hoevermann beauftragt auf Befehl der Militärregierung zwei Ärzte mit der Neugrün-
dung der schleswig-holsteinischen Provinzärztekammer: Dr. Berthold Rodewald aus Kiel 
und Dr. Hans Stubbe aus Heide. Warum fiel die Wahl ausgerechnet diese beiden Mediziner?
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in Anspruch genommen wurde. In der Ge-
schäftsstelle in Bad Segeberg waren über 
90 Personen beschäftigt. Die Mitarbeiter 
und alle 1.400 in Schleswig-Holstein täti-
gen Ärzte mussten auf Befehl der Militär-
regierung Fragebögen zur Entnazifizierung 
ausfüllen. 

Die Situation der Ärztekammer 1945
Eine Namensliste der für die Aufnah-

me in die ärztlichen Kreisvereine in Fra-
ge kommenden Ärzte wurde erstellt. Dabei 
tauchte ein Problem auf, das für Unruhe 
sorgte: Rodewald und Stubbe wollten nur 
Ärzte auf der Liste aufnehmen, die bis 31. 
Dezember 1944 in der Provinz ansässig und 
der Ärztekammer gemeldet waren. Begrü-
dung: Die Gruppe der später hinzugekom-
menen rund 600 Ärzte sei ungewöhnlich 
groß, hätte keinen festen Wohnsitz, würde 
die Verhältnisse nicht kennen, ginge keiner 
geregelten Tätigkeit nach und ihr weiterer 
Verbleib in Schleswig-Holstein sei unge-
wiss. Die Einführung einer Planwirtschaft 
für die Niederlassung von Ärzten, die nach 
den noch aus der NS-Zeit stammenden Ge-
wohnheiten alsbald auch eine Zulassung 
zur Kassenpraxis erhielten, wurde nun für 
dringender gehalten.  Die Zurücksetzung 
der Flüchtlingsärzte stieß bei den Briten je-
doch nicht auf Gegenliebe.

wären sie ungleichmäßig über das Land 
verteilt − 230 allein in Lübeck. Gefordert 
wurde ein planwirtschaftlicher Einsatz be-
zogen auf die Kopfzahl der jetzt in der Pro-
vinz lebenden Bevölkerung. Benötigt wer-
de dazu ein Überblick über die Flüchtlings-
zahlen. Eine Verfügung der Militärregie-
rung wurde erbeten. 

Am 3. Juli berichtete Rodewald dem 
Oberpräsidenten über die „förmliche 
Übernahme“ der Ärztekammer durch 
Stubbe und ihn mit Einblick in die Ge-
schäftsführung der Ärztekammer und der 
ihr angeschlossenen Abrechnungsstellen 
der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) so-
wie der Privatärztlichen Verrechnungs-
stelle (PVS). Nach Inhaftierung der bis-
herigen Führung, bestehend aus dem NS-
Gauärzteführer und SS-Standartenführer 
Dr. Hans Rinne und dem geschäftsführen-
den Arzt Dr. Oskar Vogt, hatte das verblie-
bene Personal die laufenden Arbeiten fort-
gesetzt. Überrascht waren Rodewald und 
Stubbe, dass die Zahl der Kammermitar-
beiter im Vergleich zu KV und PVS gering 
war. Die Kammer hatte in der NS-Zeit eine 
ihre Mitarbeiterzahl überschreitende Au-
ßenwirkung erzielt. Das lag auch daran, 
dass Anordnungen der Reichsärztekammer 
nur weitergegeben oder vollzogen wurden 
und bei Bedarf Personal von KV und PVS 

wäre die Vorlage der Namen derjenigen 
Ärzte, die für die Aufnahme in die einzel-
nen Ärztevereine in Frage kommen könn-
ten, sowie die Namen der ehrenamtlichen 
und anderen „Beamten“ der Kammer je-
weils einschließlich ausgefüllter Fragebö-
gen zur Entnazifizierung. 

Hoevermann wurde ermächtigt, Rode-
wald und Stubbe „zu gestatten, bei der Wie-
dereinrichtung der Kammer tätig zu sein.“ 
Am 25. Juni 1945 wurden Stubbe und Ro-
dewald ersucht, den Geschäftsbetrieb der 
Ärztekammer Schleswig-Holstein „sofort 
zu übernehmen und bis zur Wiederein-
richtung der von der Militärregierung ge-
nehmigten Provinzial-Ärztekammer fort-
zuführen.“  Dieses schmucklose Schreiben 
muss als Urkunde für die Neugründung 
der Ärztekammer angesehen werden.  Am 
gleichen Tag noch wurden für Rodewald 75 
und für Stubbe 100 Liter Benzin bereit ge-
stellt.  

Nur drei Tage später, am 28.Juni 1945, 
unterbreiteten Rodewald und Stubbe dem 
Oberpräsidenten ihre Vorstellungen über 
das weitere Vorgehen. Zunächst gingen sie 
auf das Flüchtlingsproblem ein. Unter den 
zahlreichen Flüchtlingen aus dem Osten 
der letzten Aprilwochen wären auch zahl-
reiche Ärzte. Dabei gäbe es im Verhältnis 
mehr Flüchtlingsärzte als Flüchtlinge, auch 

"Urkunde" für die Neugründung der Ärztekammer: Die verloren gegangenen "Originale" der 
beiden gleichlautenden Schreiben mit der Beauftragung der Ärzte Dr. Berthold Rodewald und 
Dr. Hans Stubbe wurden Rodewald durch Boten überbracht. Aus Ersparnisgründen - Papier war 
knapp - wurden in den vorliegenden Durchschlag beide Namen handschriftlich nebeneinander 
eingefügt. Seitens des Oberpräsidenten wurde eine Zuordnung zu Funktionen nicht vorgenommen. 
Sie blieb den beiden Ärzten vorbehalten. (LASH Abt. 611, Nr.420, Schreiben vom 21.06.1945).
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zahlung würden den Ärzten planmäßig zu-
gehen. Die Abrechnung II/45 solle bis zum 
15. Juli bei den gewählten Vertrauensmän-
nern abgegeben werden, also die Abrech-
nung eines 2. Quartals, in dem sich die Ver-
hältnisse in Schleswig-Holstein von Grund 
auf geändert hatten. 

Eine erstaunliche Leistung! Die übli-
chen monatlichen Vorauszahlungen – so 
das Rundschreiben − wären erfolgt, aber 
nicht überall wegen z. T. gestörter Bankver-
bindungen termingemäß eingegangen. Die 
Privatärztliche Verrechnungsstelle würde 
weiter arbeiten. Rechnungen könnten dort 
eingereicht werden. Dann kamen Dankes-
worte an diejenigen, die es ermöglicht hat-
ten, über Zusammenbruch, Besetzung, Be-
schlagnahmung eines Teils der Dienstge-

Dennoch: Die neue Kammerspitze fass-
te schnell Tritt. Am 1. Juli 1945 verließ das 
Rundschreiben Nr. 1 die Dienststelle der 
Ärztekammer in der Bad Segeberger Euti-
ner Straße 3. Darin teilte die Kammer den 
Ärzten mit, dass Rodewald und Stubbe die 
Geschäftsführung der ärztlichen Dienst-
stellen übernommen hätten, dass eine Ärz-
tekammer auf Grund von Wahlen gebildet 
und dafür in jedem Kreis mit größter Be-
schleunigung ein Vertrauensmann in ge-
heimer Wahl bestimmt werden sollte. Die 
Niederlassung sollte planwirtschaftlich er-
folgen. Die kassenärztlichen Bestimmun-
gen ebenso wie Verträge mit den Kranken-
kassen wären über den 8. Mai 1945 hinaus 
unverändert geblieben. Auch die Abrech-
nung des 1. Quartals I/45 und die Schluss-

bäude und Verhaftung der Führung hinaus 
die notwendige Arbeit fortzuführen, damit 
die schleswig-holsteinischen Kassenärzte 
trotz aller Nachkriegswirren weiterhin ihre 
Vorauszahlungen bekamen.

Erster Kompetenzstreit und 
Entnazifizierung

Unmittelbar nach Kammergründung 
kam es zum ersten Kompetenzstreit. Der 
Landrat  des Kreises Eutin insistierte in ei-
nem Schreiben vom 10. Juli 1945 bei Rode-
wald wegen einer aus seiner Sicht willkür-
lichen Regelung. Danach sollten zur Ärzte-
versammlung nur Ärzte zugelassen werden, 
die bis zum 31.12.1944 im Kreis ansässig wa-
ren. Eine solche Versammlung hätte nur ei-
nen Teil der Ärzte repräsentiert. Ärzte, die 
erst nach 1944 wieder ihre Praxis ausübten, 
wären dadurch rechtlos geworden. Gerade 
die Ärzte, die aus politischen Gründen bis 
zur Kapitulation ihren Beruf nicht ausüben 
konnten, hätten im Wege der Wiedergut-
machung in erster Linie das Recht mitzu-
wirken, argumentierte der Landrat.  

Rodewald fühlte sich durch das Schrei-
ben persönlich angegriffen und sah eine 
unzulässige Bevormundung der Ärztekam-
mer. Er reagierte in Anbetracht der Ver-
hältnisse hitzig und wenig professionell,  
bestand auf dem alleinigen Recht der Ärz-
tekammer bei Zulassungen von Ärzten und 
bestritt Landräten jedes Recht auf Einfluss-
nahme. 

Hoevermann nutzte die im Beisein von 
Colonel Henderson am 13. Juli stattfinden-
de Versammlung aller Oberbürgermeis-
ter und Landräte der Provinz in Kiel, um 
zu vermitteln. Ärztekammer sowie Krei-
se und kreisfreie Städte sollten in gedeihli-
cher Weise zusammen arbeiten, Niederlas-
sungen müssten von der Ärztekammer im 
Einvernehmen mit den Oberbürgermeis-
tern und Landräten vorgenommen wer-
den.  Nach einem versöhnlichen Brief vom 
19. Juli an Rodewald konnte der Eutiner 
Landrat am 27. Juli Hoevermann mitteilen, 
dass ein persönliches Gespräch mit Rode-
wald, der ihn am Vortage aufgesucht hatte, 
sämtliche strittigen Fragen bereinigt hätte.  
Damit wurde ein für die Handlungsmög-
lichkeiten der Ärztekammer in den Nach-
kriegswochen gefährlicher Streit in kur-
zer Zeit entschärft − ohne dass Quellen et-
was über die Lösung berichten. Es ist aber 
davon auszugehen, dass der Kompromiss  
auch die Ärzte zu den Versammlungen zu-
ließ, die sich nach dem 31. Dezember 1944 
niedergelassen hatten. 

Nur drei Wochen nach dem ersten 
Rundschreiben folgte am 23. Juli das zweite. 

Handschriftliches Schreiben des Oberpräsidenten an Dr. Berthold Rodewald: Die 
rechtlichen Grundlagen für die Neugründung der Ärztekammer beruhten allein auf dem 
Willen der Besatzungsmacht und schienen rechtlich nicht besonders belastbar. Dies war 
Oberpräsident Otto Hoevermann durchaus bewusst, wie sein handschriftliches Schreiben 
an Rodewald vom 16. Juli 1945 zeigt. Eine einwandfreie Lösung gab es jedoch nach 
mehreren vergeblichen Anläufen erst mit dem Ärztekammergesetz vom 7. Dezember 1953. 
(LASH Abt. 611, Nr. 420).
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Es diente im Wesentlichen der Abwicklung 
der durch die Notdienstverordnung der 
Reichsregierung während des Krieges ge-
schaffenen Zwangsmaßnahmen, die als sol-
che zum 31. Juli 1945 in Übergangslösungen 
überführt oder beendet werden sollten.  

Und so ging es weiter. Stubbe muss-
te u. a. als Folge seiner Mitgliedschaft in 
NS-Gliederungen bereits am 10. Septem-
ber 1945 aus der Arbeit wieder ausscheiden. 
Er war nicht nur seit April 1936 Mitglied der 
NSDAP, sondern auch der NS-Volkswohl-
fahrt (NSV), im NS-Ärztebund und im 
NS-Reichsbund für Leibeserziehung. Auch 
in der neben SA und SS dritten NSDAP-

„Kampfgliederung“, dem NS-Kraftfahr-
zeugkorps (NSKK), war Stubbe Mitglied 
gewesen. Dort hatte er es bis zum „Sturm-
hauptführer“ gebracht, ein dem Haupt-
mann in der Wehrmacht entsprechender 
Dienstgrad. Dies reichte offenbar für die 
Briten, um ihn für eine Führungsfunktion 
in der Ärztekammer nicht zu akzeptieren.  
Stubbe wurde durch die Militärregierung 
verboten, sich weiterhin in der Ärztekam-
mer zu betätigen. Ihm wurde auferlegt, sich 
jeder direkten oder indirekten Einflussnah-
me nicht nur in der Ärztekammer, sondern 
auch in anderen Berufsorganisationen oder 
öffentlichen Verwaltungen zu enthalten. 
Nachfolger Stubbes wurde Dr. Uwe Ohlen.    

Die schnelle Abfolge der Aktivitäten 
zeigt, wie wichtig der Besatzungsmacht 
die Arbeitsfähigkeit der Ärztekammer war. 
Aber auch, wie ernst von Seiten der Militär-
regierung zu dieser Zeit die „Entnazifizie-
rung“ der deutschen Funktionsträger ge-
nommen wurde.  Die Ärztekammer brach-
te ihren Dank an Stubbe im Rundschrei-
ben Nr. 4 zum Ausdruck: „Herr Kolle-
ge Dr. Stubbe […] hat in schwierigster Zeit 
mit der grössten Hingabe seine Kräfte in 
den Dienst des Wiederaufbaus der Kam-
mer und der Lösung zahlreicher Proble-
me gestellt, […]: die Schleswig-Holsteini-
sche Ärzteschaft und die Flüchtlingsärzte 
sind ihm zu aufrichtigem Dank verpflich-
tet […]“.

Unermüdlicher Einsatz von Rodewald
Trotz dieser Friktionen war die Arbeit 

der Ärztekammer ungebremst, was auch 
dem unermüdlichen Arbeitseinsatz von 
Rodewald zu verdanken war. Er musste sei-
ne Kammerarbeit neben der Tätigkeit als 
Kassenarzt bewältigen. Eines seiner wich-
tigsten Probleme war die ärztliche Versor-
gung der durch Flüchtlinge und Vetrie-
bene um 80 Prozent gestiegene Bevölke-
rungszahl.  Die Ärztekammer nutzte die ins 
Land gekommenen Flüchtlings- und Wehr-

ein Motor des Neubaus der Kammer, des-
sen Fortbildungstrakt nach den moderns-
ten Gesichtspunkten der damaligen Zeit, 
maßgeblich durch Iversen beeinflusst, ge-
staltet wurde. Iversens über Jahre gehen-
der leidenschaftlicher Einsatz für die Er-
haltung ungeborenen Lebens blieb nicht 
ohne Kritik der Befürworter einer Novel-
lierung des Paragraphen 218 StGB.
In den siebziger Jahren erwarb er be-
rufsbegleitend die Zusatzbezeichnun-
gen Psychotherapie und Psychoanalyse, 
war 1973 Mitbegründer und Organisator 
der Norddeutschen Psychotherapietage 
in Lübeck, über 30 Jahre Dozent bei den 
Lindauer Psychotherapie-Tagen und von 
1956 bis 1971 Vorsitzender der Volkshoch-
schule in Bad Segeberg. Iversen betätig-
te sich auch in der Parteipolitik. Er war 
Mitglied der FDP in Schleswig-Holstein 
und zeitweise ihr stellvertretender Lan-
desvorsitzender. 
Als Präsident der Ärztekammer war Iver-
sen Mitglied des Vorstandes der Bun-
desärztekammer. U. a. war er dort Vor-
sitzender des Ausschusses „Psychiat-
rie,  Psychotherapie und Psychohygiene“. 
Hervorzuheben ist sein beispielloses En-
gagement gegen den Singvogelmord in 
Norditalien, der am Ende seiner Amtszeit 
in der Ärztekammer zwölf Ordner füllte. 
Der Ärztekongress 1979 in Montecatini 
wurde von der Bundesärztekammer auf 
Initiative Iversens deswegen abgesagt. 
Für seine Verdienste um die Fortbildung 
verlieh ihm die Bundesärztekammer die 
Ernst-von-Bergmann-Plakette.

Iversen verstarb am 22. Juni 2004 im 
Alter von 88 Jahren in Bad Segeberg.

Ungewöhnliche Karriere 

1965 wurde der Bad Segeberger Internist 
Dr. Gerd Iversen für 12 Jahre Geschäfts-
führender Arzt der Ärztekammer. Iversen 
(1916-2004) ist der einzige leitende Mit-
arbeiter einer Ärztekammer in Deutsch-
land, dem es gelang, als Geschäftsführen-
der Arzt zum Präsidenten seiner Einrich-
tung gewählt zu werden, nachdem dieses 
Amt durch den plötzlichen Tod Christia-
nis überraschend frei wurde.  
Er wurde am 25. März 1916 als Sohn ei-
nes Kaufmanns in Lübeck geboren. Sein 
Abitur legte er 1934 ab. Noch im Novem-
ber des gleichen Jahres trat er in die SS 
als Anwärter ein. Iversen studierte Medi-
zin u. a. an der Maximilians-Universität 
in München und wurde 1937 Mitglied der 
NSDAP. Staatsexamen und Approbati-
on folgten 1939, die Promotion 1940. Von 
November 1939 bis zu seiner Erkrankung 
an Tuberkulose und Gelbsucht im De-
zember 1941 war Iversen als Truppenarzt 
im Infanterieregiment 10 der Waffen-
SS an den Einsätzen in Polen und Russ-
land beteiligt. Nach seiner Genesung im 
Sommer 1942 war er bis Mai 1945 als SS-
Hauptsturmführer (entsprechend dem 
Stabsarzt in der Wehrmacht) und Abtei-
lungsarzt im SS-Lazarett Buchenwald/ 
Hohenwiese, einer Tbc-Heilstätte, tätig. 
Es gelang ihm bereits im Juli 1945 zu-
nächst als Assistent, später dann als 
Oberarzt der Inneren Abteilung des 
Kreiskrankenhauses Bad Segeberg wie-
der Fuß zu fassen. Daneben war er lei-
tender Arzt der Lungenfürsorgestel-
le im Gesundheitsamt des Kreises Sege-
berg. Das folgende berufspolitische Enga-
gement Iversens war beeindruckend. Er 
war Gründungsmitglied des Marburger 
Bundes, zeitweise auch dessen Landes-
vorsitzender. Von 1954 bis zu seiner Be-
stellung als Geschäftsführender Arzt 1965 
war er Mitglied des Vorstandes der Ärz-
tekammer. Die redaktionelle Leitung des 
Schleswig-Holsteinischen Ärzteblattes, 
die er 1965 von Walder übernommen und 
bis Mitte 1988 innehatte, war ihm ein be-
sonderes Anliegen. Sie gab ihm Gelegen-
heit, nicht nur seine berufs- und sozialpo-
litischen Ansichten zu publizieren, son-
dern war auch Forum zahlreicher von 
ihm verantworteter Beiträge und Re-
zensionen, die sich mit Fragen der Psy-
choanalyse und Psychotherapie befass-
ten. Als Geschäftsführender Arzt war er 

Dr. Gerd Iversen
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kammer unter die leitenden Medizinalbe-
amten forderten. Ein veränderter Entwurf 
fand wegen der grundsätzlichen Differen-
zen ebenfalls keine Zustimmung. Die An-
gelegenheit fand ihr vorläufiges Ende, als 
die Besatzungsmacht zum 1. Dezember 
1946 auf ihre Zuständigkeit zum Erlass von 
Gesetzen verzichtete. Nun waren die ein-
zelnen Länder zuständig.  

Parallel dazu musste in Schleswig-Hol-
stein ein arbeitsfähiger Vorstand und eine 
Versammlung von Obmännern als über-
geordnetes Beschlussgremium geschaffen 
werden. Dies gelang recht  schnell. Ärztli-
che Kreisvereine wurden gebildet, Vorsit-
zende gewählt, die auch von der Militär-
regierung bestätigt werden konnten. Die-
se Kreisvereinsvorsitzenden bildeten einen 
Beraterkreis für den Präsidenten und den 
Vorstand als eine Art parlamentarisches 
Organ. Die erste vorbereitende Kammer-
sitzung fand am 30. Juni 1945 in Bad Sege-
berg statt. Auf Anweisung der Militärregie-
rung wurde ein fünfköpfiger Vorstand ge-
bildet.  Die ersten Obmänner, die von den 
Briten bestätigt wurden, waren Wassmund/ 
Eutin, v. Rohden/ Lübeck, Hogrefe/ Leck, 
Ohlen/ Schleswig und Juretzka/ Eckernför-
de.  Damit waren alle Regionen einigerma-
ßen vertreten.

Die neu aufgestellte Ärztekammer hat-
te bei ihren Mitgliedern keinen Vertrauens-
vorschuss,  sondern musste sich Vertrau-
en erst mühsam erarbeiten. Dies ist nach-
vollziehbar: Denn während der NS-Zeit 
war es üblich, dass die Leitung  in Kammer 
und KV mit dem Amt des NS-Gauamtlei-
ters für Volksgesundheit verknüpft wurden. 
Dies hatte, zusammen mit nationalsozialis-
tischen Rundschreiben und Zwangsmaß-
nahmen, zu einer starken Ideologisierung 
des Erscheinungsbildes der Bad Segeberger 
Einrichtungen geführt. 

Und obwohl sich das Fortbestehen der 
ärztlichen Organisationen positiv auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse vieler Ärzte 
auswirkte, war die Stimmung in der Ärzte-
schaft in den ersten Jahren nach dem Krieg 
nicht gut. So trug etwa das von der Ärzte-
kammer nicht zu beeinflussende Umfeld 
von Mangel, Elend und schlechten Arbeits-
bedingen nicht gerade zur Zufriedenheit 
bei. Es gab starke Widerstände aus der Ärz-
teschaft, gepaart mit zum Teil unberech-
tigtem Ärger und Erbitterung. Als nachtei-
lig empfundene Entscheidungen der Ärzte-
kammer führten auch zu persönlichen An-
griffen und Verunglimpfungen gegenüber 
den kommissarisch bestellten Leitern. 

Kammervorstand prangert Elend 

fierungsausschuss für Ärzte in Lübeck. Die-
sem Aussuchuss gehörten − soweit über 
Ärzte zu entscheiden war − auch drei Ärz-
te (Friedrich von Rohden,  Martin Ludwig 
und Otto Tock) an. Laut dem niedergelas-
senen Kassenarzt Friedrich von Rohden 
konnten  „manche Gefahren abgewendet 
werden, die einigen ehemals allzu aktiven 
und prominenten Nationalsozialisten ge-
droht hatten.“ Die ärztlichen Vertreter im 
Entnazifizierungsausschuss waren mit ihrer 
Arbeit in den vier Monaten von März bis 
Juni 1946 zufrieden− auch, weil über kei-
nen Arzt in Lübeck ein Berufsverbot ver-
hängt wurde. 

Schlechte Stimmung bei frag-
würdigen Rechtsgrundlagen

Bei aller notwendigen Aktivität der 
Ärztekammer war der Kammerspitze eben-
so wie Hoevermann klar, dass die rechtli-
chen Grundlagen der Kammer nicht be-
sonders belastbar waren. Die Untergliede-
rungen der Reichsärztekammer nahmen 
ihre Aufgabe so wahr, als wären sie für ihre 
jeweilige Region Nachfolger der rechtlich, 
aber nicht de facto fortbestehenden Reichs-
ärztekammer.  Rechtsgrundlagen für eine 
Berufsgerichtsbarkeit und eine Anpassung 
der Bestimmungen für Facharztanerken-
nungen fehlten, auch gab es keine gültige 
Wahlordnung. 

Eine schnelle Abhilfe schien erforder-
lich. Trotz aller drängenden Alltagssorgen 
forderte Hoevermann Mitte Juli 1945 Ro-
dewald auf, einen Entwurf für ein Gesetz 
über die Ärztekammer vorzulegen. Ange-
strebt wurde eine Anlehnung an das Preu-
ßische Ärztekammergesetz aus dem Jah-
re 1926. Rodewald schrieb dazu, dass er sich 
früh bemüht habe, „für die Kammerarbeit 
wieder eine rechtskräftige Basis zu schaffen, 
weil ich [Rodewald. Verf.] sie für das wich-
tigste hielt (und halte), während alle laufen-
den Geschäfte, einerlei ob materieller oder 
personeller Natur, dem gegenüber unwich-
tig waren, mochten sie auch im Augenblick 
dringlich sein“.  

Der Entwurf fand die Billigung der Lan-
desverwaltung, aber nicht die der briti-
schen Control Commission in Bünde, der 
seit Oktober 1945 ein deutscher beratender 
Ausschuss für öffentliche Gesundheit bei-
geordnet war. Dieser setzte sich aus leiten-
den Medizinalbeamten der Provinzialver-
waltungen zusammen. Auch hier gab es tie-
fe Differenzen zwischen den in ärztlichen 
Angelegenheiten zugezogenen Vertretern 
des Nordwestdeutschen Ärztekammeraus-
schusses und den leitenden Medizinalbe-
amten, die eine Unterstellung der Ärzte-

machtärzte, die widerruflich als Kassenärz-
te zugelassen wurden − gedacht war an ca. 
600. Um Streit zu vermeiden, musste eine 
möglichst transparente Lösung her. Rund-
schreiben Nr. 4 vom 6. Oktober 1945 ver-
suchte dies. Dies lag nicht nur in gedruck-
ter Form vor, sondern war mit acht Seiten 
so umfangreich, dass ihm ein zweiseitiges 
Merkblatt beigegeben wurde − bei dem da-
mals bestehenden Papiermangel bemer-
kenswert. 

Die Kammer verwies in dem Schrei-
ben auf die fortbestehende Meldepflicht 
und die Nieder- und Zulassungssperren 
und erläuterte die Richtlinien für eine wi-
derrufliche Genehmigung der Niederlas-
sung und die Teilnahme an der kassenärzt-
lichen Versorgung. Bevorzugt werden soll-
ten in Schleswig-Holstein beheimatete Ärz-
te, Schwerkriegsbeschädigte, Ärzte, die 
über längere Zeit Kriegsdienst geleistet hat-
ten, vertriebene oder in Not geratene Ärz-
te und solche die bereits zugelassen waren. 
Assistenz- und Volontärarztstellen sollten 
vermehrt werden, eine Benachteiligung der 
noch im Wehrmachts-Sanitätsdienst oder 
in der Gefangenschaft befindlichen Ärz-
te sollte unter allen Umständen vermieden 
werden.  

Im letzten Rundschreiben des Jahres 
1945 vom 12. Dezember Nr. 5 fallen Themen 
auf, die nach Routinebetrieb klingen: Ho-
norarkürzung, Sonderhonorare und Ab-
grenzung zu den Krankenhäusern. Dane-
ben ging es aber auch um die Vertretung 
verhafteter Ärzte, um von der Militärregie-
rung gesperrte Ärztekonten, um die Ab-
erkennung von Approbationen durch den 
Oberpräsidenten.  Nachhilfestunden für 
die Ärzte gab es mit der den Verhältnissen 
der Zeit geschuldeten ausführlichen Mit-
teilung von Richtlinien für eine zeit- und 
sachgemäße Behandlung der Geschlechts-
krankheiten, sowie der Mitteilung des Ver-
fahrens für Insulinbezug und Narkose-
Äther. Ausschüsse für Niederlassungsan-
gelegenheiten, Fürsorge und Facharztaner-
kennungen wurden gebildet.

Die Entnazifizierung in Schleswig-
Holstein hatte für belastete niedergelasse-
ne Ärzte keine wesentlichen Auswirkun-
gen auf ihre Tätigkeit. Ähnliches galt meist 
auch für Ärzte an Krankenanstalten. Beam-
teten Ärzte z. B. im öffentlichen Gesund-
heitsdienst dagegen wurden gelegentlich 
von ihren Führungsposten entfernt oder 
entlassen.  

Ein recht fragwürdiges Bild auf den 
Willen engagierter Standesvertreter für ei-
nen Neuanfang nach dem Nationalsozial-
mus vermitteln Aussagen aus dem Entnazi-
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Am 5. Januar 1908 als Arztsohn in West-
falen geboren, studierte Dr. Edmund Chris-
tiani in Münster, Wien und Innsbruck Me-
dizin. Nach seiner Approbation 1932 ab-
solvierte er bei Georg Stertz und Gerhard 
Creutzfeldt seine Weiterbildung in Kiel. 1933 
wurde er Mitglied der NSDAP.  Als Assistent 
der Nervenklinik war er in die Fachgrup-
penarbeit der Medizinischen Fakultät, die 
in Zusammenarbeit mit dem NS-Ärztebund 
stattfand, eingebunden. Er machte die Teil-
nehmer mit dem Gesetz zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses vertraut. Als Fach-
arzt für Nervenheilkunde (1937) ließ er sich 
1938 nieder. Wehrdienst leistete er als Arzt 
bei der Marine von 1941-1945. Nach der Ent-
lassung aus der englischen Kriegsgefangen-
schaft 1946 übernahm er wieder seine Ner-
venarztpraxis in Kiel. 1955 wurde Christia-
ni  Vorsitzender des Kieler Ärztevereins, seit 
1954 war er Vizepräsident und seit 1961 Prä-
sident der Ärztekammer. In dieser Eigen-
schaft gehörte er dem Vorstand der Bun-
desärztekammer an. Besondere Verdiens-
te hat er sich dort bei der Neuordnung der 
Arzthelferinnen-ausbildung, für das ärzt-
liche Gebührenwesen und um die Deut-
sche Akademie der Fachärzte erworben, de-
ren Vorsitzender er war. Als praktizieren-
den Nervenarzt war ihm Aufklärungsarbeit 
über Rauschmittel- und Drogenprobleme in 
Schleswig-Holstein und darüber hinaus ein 
besonderes Anliegen. Für seine Verdiens-
te wurde er 1973 mit dem Bundesverdienst-
kreuz 1. Klasse geehrt. 1975 wurde er Hono-
rarprofessor für Neurologie und Psychiat-
rie der Kieler Uni und Präsident der Deut-
schen Gesellschaft für Psychiatrie und Ner-
venheilkunde.

In seine Amtszeit als Präsident fiel u.a. 
der Bau des neuen Verwaltungsgebäudes der 
Ärztekammer im Jahr 1976. Auf den Fotos 
rechts ist Christiani zu sehen, wie er bei der 
Grundsteinlegung einen Kupferbehhälter 
mit Zeitdokumenten einlegt. Unten mit auf 
dem Foto der damalige Staatssekretär im 
Kieler Sozialministerium, Prof. Fritz Beske.   

Christiani starb 1977 bei einer Tagung 
der Ständigen Konferenz Berufsordnung der 
BÄK, deren Vorsitzender er war, in Berlin.

Präsident bis Lebensende
L A N G E  A M T S Z E I T   16 Jahre lang - von 1961 bis 1977 - war Edmund Christiani 
Präsident der Ärztekammer Schleswig-Holstein.  Er rückte als damaliger Vizepräsident 
an die Spitze, nachdem Vorgänger Dr. Kurt Dutte überraschend gestorben war. Auch 
Christiani blieb bis zu seinem Tod im Amt  - er starb bei einer Arbeitssitzung in Berlin.  
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Die erste Frau
an der Kammerspitze 
Erste Kammerpräsidentin  EU-Kommissionspräsidentin, 
Bundeskanzlerin, Ministerpräsidentin -  Frauen sind in Spitzen-
positionen in unserer Gesellschaft endlich selbstverständlich. 
1982 war es das nicht. In diesem Jahr wählten schleswig-holsteins 
Ärzte die erste - und bis zu diesem Zeitpunkt  einzige - Frau zur 
Präsidentin einer Ärztekammer: Dr. Ingeborg Retzlaff. Zwölf Jahre 
lang prägte sie die Arbeit der Landesärztekammer in Schleswig-
Holstein und setzte in dieser Zeit auch Akzente auf Bundesebene. 
Ein Schlaganfall beendete ihre standespolitische Karriere. 

P
räsidentin wurde die Lü-
becker Gynäkologin Dr. 
Ingeborg Retzlaff (1929-
2004) nach dem plötzli-
chen Tod ihres Vorgän-
gers Prof. Egon Grabe-
ner. Zu diesem Zeitpunkt 

war sie die erste Ärztin, die es 
an die Spitze einer Landesärz-
tekammer in Deutschland ge-
schafft hatte. 

1976 hatte die Kammerver-
sammlung Retzlaff erstmals in 
den Vorstand gewählt. Eine Le-
gislaturperiode später,  1980, 
wählten die Mitglieder der 
Kammerversammlung Retzlaff  
dann zur Vizepräsidentin und 
Leiterin der Akademie für me-
dizinische Fortbildung - eine 
Tätigkeit, die sie zu ihrem Be-
dauern 1982 aufgeben musste.  

  Retzlaff wurde in Swine-
münde auf der Insel Usedom 
geboren und durch die Kriegs-
ereignisse zunächst  in den 
Südwesten Deutschlands ver-
schlagen. Nach dem Abitur in 
Lindau am Bodensee studier-
te sie in Würzburg und Ham-
burg sowie in Homburg an der 
Saar, wo sie auch das Staatsexa-
men ablegte, Medizin. Die Pro-
motion folgte 1957 in Hamburg. 
1965 folgte die Niederlassung 
als Frauenärztin mit Belegbet-
ten in Lübeck. 

Sie beschränkte sich nicht 

anderen Heilberufe jetzt in ei-
nem Heilberufegesetz zusam-
mengefasst war. Erstmalig in ei-
nem Kammergesetz wurde fest-
gelegt, dass Frauen und Männer 
bei der Bildung der Kammer-
versammlung entsprechend ih-
rem Anteil an der Gesamtzahl 
der wahlberechtigten Berufsan-
gehörigen zu berücksichtigen 
seien. Schon im Gesetz ist gere-
gelt, dass jeder Wahlvorschlag 
mindestens so viele Bewerbe-
rinnen und Bewerber enthal-
ten muss, wie erforderlich sind, 
um die anteilige Verteilung der 
Sitze auf Frauen und Männer 
zu ermöglichen. Für ihre Ver-
dienste wurde sie mit dem Ver-
dienstkreuz 1. Klasse der Bun-
desrepublik Deutschland und 
1995 der - selten vergebenen - 
Paracelsus-Medaille der Deut-
schen Ärzteschaft geehrt. Der 
Deutsche Ärztinnenbund und 
die Ärztekammer Schleswig-
Holstein ernannten sie zur Eh-
renpräsidentin ihrer Einrich-
tungen.

 Ingeborg Retzlaffs Amts-
zeit fand ein jähes Ende durch 
einen schweren Schlaganfall im 
Mai 1993. Bis zu ihrem Tod war 
sie gern gesehener Gast bei den 
Kammerversammlungen. 

Dr. med. Dr. phil. Karl-Wer-
ner Ratschko

le bis dahin etwas vernach-
lässigte Aufgaben hinein. Die 
Akademie der Ärztekammer 
konnte sich, geleitet durch ei-
nen unabhängigen Akademie-
vorstand und ausreichend mit 
Finanzen ausgestattet, frei ent-
wickeln, die Arzthelferinnen-
ausbildung wurde durch eine 
überbetriebliche Ausbildung in 
Bad Segeberg deutlich verbes-
sert und ein Institut für Psycho-
therapie, in dem auch eine Wei-
terbildung möglich war, wurde 
eingerichtet. Mit Hilfe von er-
heblichen Zuschüssen des Bun-
des und des Landes konnte die 
Ärztekammer Strukturen für 
die Ergänzung der Ausbildung 
der Arzthelferinnen durch drei 
überbetriebliche Wochen in 
Bad Segeberg schaffen. Ein In-
ternat mit 48 Plätzen entstand 
ebenso wie mit allen notwen-
digen Geräten und Instrumen-
ten ausgestattete Unterwei-
sungsräume für die ergänzen-
de praktische Ausbildung der 
künftigen Arzthelferinnen.  Die 
Förderung von Ärztinnen in 
Schleswig-Holstein war ihr ein 
wichtiges Anleigen.

In das Ende von Retzlaffs 
Amtszeit fiel die Vorbereitung 
der erst deutlich später erfolg-
ten Novellierung des Ärzte-
kammergesetzes, das zusam-
men mit den Gesetzen für die 

auf die Arbeit in ihrer Praxis, 
sondern engagierte sich be-
rufspolitisch. Neben ihrer Ar-
beit auf Landesebene entfaltete 
sie auch auf Bundesebene zahl-
reiche Aktivitäten. Im Jahr 1981 
wurde sie zur Vizepräsiden-
tin des Deutschen Ärztinnen-
bundes gewählt, von 1989 bis 
1993 war sie dessen Präsiden-
tin. Ihr besonders Interesse fan-
den ethische und biomedizi-
nische Fragen. Als Vorsitzen-
de des Ausschusses, Psychiatrie, 
Psychotherapie und Psycho-
hygiene der bundesärztekam-
mer nahm sie der berufspoliti-
schen Vertretung der Psychia-
trie und Psychotherapie wahr. 
1986 wurde sie zur Stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Zent-
ralen Kommission der Bundes-
ärztekammer zur Wahrung der 
ethischen Grundsätze in der 
Forschung an und mit mensch-
lichen Embryonen berufen. Die 
anlässlich des 88. Deutschen 
Ärzetages 1985 in Lübeck-Tra-
vemünde sowie ihre engagier-
te Mitarbeit bei der Neufassung 
des Paragraphen 218 und Stel-
lungsnahmen  zur In-vitro-Fer-
tilisation und zum embryonen-
schutz gehören zu ihren beson-
deren Leistungen.

Zurück zur Landesebene: 
Während ihrer Präsidentschaft 
wuchs die Ärztekammer in vie-
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das Ministerium um eine Verbesserung der 
Verhältnisse nach Kräften bemüht, war aber 
überall an Grenzen gestoßen. Laut Poh-
le erfolgte die Situationsbeschreibung aus-
schließlich vom Standpunkt des prakti-
schen Arztes aus. Die große Übersicht über 
die wirkliche Entwicklung auf dem Gebie-
te des Gesundheitswesens würde der Ärz-
tekammer fehlen. Den Vergleich mit der 

„Vernichtung unwerten Lebens“ wies er ent-
schieden zurück. Es gäbe genug freie Kran-
kenhausbetten, die Ärzte wären in ih-
rer Arbeit mit Seife, Waschmitteln, Ben-
zin, Praxis- und Wohnraum und Zuteilung 
von Brennmaterialien bevorzugt behan-
delt worden. Es werde in der Stellungnah-
me der Ärztekammer verschwiegen, dass 
Hunderten von Ärzten vom Gesundheits-
ministerium ärztliches Instrumentar usw., 
soweit verfügbar, aus Wehrmachtsvorräten 
zur Verfügung gestellt worden wäre. Zum 
Schluss folgt die Feststellung: „Derartige 
Veröffentlichungen sind nicht geeignet, den 
Aufbauwillen zu stärken, sondern höchs-
tens zu vollster Resignation zu führen.“ 

Der Weg zu einem Ärztekammergesetz
Im Frühjahr 1948 gab es eine Phase, in 

der die Gefahr bestand, dass die halbwegs 
stabilen Verhältnisse bei den ärztlichen Or-
ganisationen der Westzonen zerstört wer-
den könnten. Damit drohte auch die Auf-
lösung der in die Kammer einbezogenen 
und für das wirtschaftliche Überleben der 
niedergelassenen Ärzte wichtigen Verwal-
tungsstellen der KV. Als Reaktion wur-
den die Kassenärztlichen Vereinigungen 
aus den Ärztekammern ausgegliedert und 
selbstständig weitergeführt. Die bis dahin 
als Verwaltungsstelle der Ärztekammer ge-
führte Privatärztliche Verrechnungsstel-
le wurde ab 1. Oktober 1948 privatisiert. Mit 
der Währungsreform im Juni 1948 kam für 
die drei westlichen Besatzungszonen die D-
Mark und mit ihr eine allmähliche Verbes-
serung der wirtschaftlichen Verhältnisse. 

Der Ärztekammer war es gelungen, ab 
Anfang 1948 mit Genehmigung der Militär-
regierung ein Ärzteblatt herauszubringen, 
das ihre Kommunikation in die Ärzteschaft 
hinein deutlich verbesserte. Schwerpunk-
te waren Berufspolitik, Fortbildung und die 
noch bevorstehende Neuordnung des Be-
rufsrechts auf Landes- und des Kassenarzt-
rechts auf Bundesebene. Auch die Diskus-
sion um eine zeitgemäße Altersversorgung 
der Ärzte wurde abgebildet − mit reger Be-
teiligung der Mitglieder. 

Ein Ärztekammergesetz gab es An-
fang der fünfziger Jahre immer noch nicht. 
Erst sechs Jahre nach Kriegsende verhan-

an - und verärgert die Landesregierung 
Eine Entschließung des Vorstandes der 

Ärztekammer vom 12. April 1947 mach-
te die unerträglichen Verhältnisse für die 
Menschen in der Provinz sowie für die Ar-
beit der Ärzte öffentlich. Sie wurde in den 
meisten Zeitungen wiedergegeben und 
führte zu einer ernsthaften Auseinander-
setzung mit dem zuständigen Landesmi-
nister Kurt Pohle. 

Zunächst ging der Kammervorstand 
auf die allgemeinen Verhältnisse im Lande 
ein, die sich seit 1945, als noch Vorräte und 
Wehrmachtgut vorhanden waren, deutlich 
verschlechtert hatten: 

„Not und Elend haben in Deutschland 
ein kaum zu überbietendes Ausmaß ange-
nommen. [...]  Erschreckend ist die Sterb-
lichkeit der Säuglinge, die Zunahme der 
Tuberkulose, der Diphtherie, der Haut- und 
Geschlechtskrankheiten und der Selbst-
morde. [...] Ein Kapitel von ganz beson-
derer Tragik in das Schicksal der Diabeti-
ker. [...] Eine schweigende Sanktionierung 
dieser Insulinkürzung würde dasselbe be-
deuten, wie die seinerzeit erzwungene Dul-
dung der „Vernichtung unwerten Lebens“ 
im Dritten Reich.“

Auch wenn manche Feststellung vom 
subjektiven Eindruck einzelner Vorstands-
mitglieder geprägt war, waren die Klagen 
wohl berechtigt. Im Weiteren wurde auf die 
schwierigen Arbeitsverhältnisse der Ärzte-
schaft eingegangen:

„Es fehlt an allem: an Medikamenten, 
Verbandstoffen, Geräten, Spritzen, Des-
infektions- und Waschmitteln; nicht ein-
mal das Stück Seife zur täglich oft Dutzen-
de von Malen notwendigen Händereini-
gung der neu eingewiesenen Aerzte und 
der neu eingewiesenen Flüchtlingsärzte ist 
zu erlangen. Die ärztliche Ausrüstung ist 
meist mangelhaft, ihre Arbeit dadurch na-
turgemäß meist unvollkommen. [...] Ent-
bindungen bei Stallaterne sind keine Sel-
tenheit mehr. Narkosen können dann der 
Explosionsgefahr wegen nicht ausgeführt 
werden. [...] Mangel an Medikamenten aller 
Art durch Stillegung pharmazeutischer Fa-
briken aus Kohlenmangel verhindert viel-
fach ein erfolgreiches Handeln oder stellt 
gelegentlich sogar das Todesurteil für den 
Patienten dar. [...] Die Krankenhäuser sind 
überbelegt und kämpfen mit denselben 
und teilweise noch größeren Schwierigkei-
ten. [...].“ 

Damit hatten die Vertreter der Ärzte-
schaft die Landesregierung empfindlich ge-
troffen. Entsprechend gereizt fiel die Reak-
tion von Landesgesundheitsminister Poh-
le aus. Nach seiner Auffassung hatte sich 

delte der Landtag am 7. Mai 1951 in ers-
ter Lesung über den Entwurf eines „Geset-
zes über die Berufsvertretungen der Ärz-
te, Zahnärzte und Dentisten (Kammerge-
setz)“, in dem auch wesentliche Ärztekam-
merwünsche berücksichtigt wurden. Die 
SPD war gegen den Entwurf, sie hielt neben 
anderen Gründen eine Vorabentscheidung 
auf Landesebene nicht für sinnvoll, da die 
Bundesregierung die Länder nicht für zu-
ständig hielt. Die SPD hielt auch die vor-
gesehene Zwangsmitgliedschaft für verfas-
sungsrechtlich unzulässig.  Die Bedenken 
wurden von den Abgeordneten ernst ge-
nommen.   So kam es in dieser Legislatur-
periode des Landtags nicht mehr zu einer 
zweiten Lesung.  

In der Zeit bis zu einer neuen Befassung 
des Landtags mit einem Ärztekammerge-
setz gab es in der Kammer einige Verän-
derungen. Rodewald war als Präsident der 
Ärztekammer zum Ende der Wahlperiode 
der Kammerversammlung am 31. Dezem-
ber 1952 ausgeschieden und Schriftleiter 
des Deutschen Ärzteblattes in Köln gewor-
den. Sein Amt musste vom Vizepräsidenten 
Georg Juretzka aus Eckernförde geschäfts-
führend übernommen werden. Wegen Un-
einigkeiten in der Ärzteschaft gegen die 
bereits 1949 angewandte Wahlordnung 
und immer noch fehlender ausreichender 
Rechtsgrundlagen für die Kammerarbeit 
konnte weder eine Kammerversammlung 
noch ein neuer Vorstand gewählt werden.

Am 11. August 1953 lag dem Landtag 
nach über zwei Jahren erneut ein Entwurf 

− diesmal eines Gesetzes nur für die Ärzte-
kammer − zur ersten Lesung vor. Neu wur-
de für das Ärztekammergesetz zur Vermei-
dung verfassungsrechtlicher Probleme das 

„Repräsentativsystem“ vorgeschlagen, nach 
dem die Ärzte die Kammer zu wählen hat-
ten, ohne selbst Pflichtmitglieder zu wer-
den. Damit sollte den auf Bundesebene 
fortgeltenden Bedenken Rechnung getra-
gen werden. Die Lübecker Ärztin Dr. Lena 
Ohnesorge (Gesamtdeutschen Block /BHE) 
stellte den Sinn von Untergliederungen der 
Ärztekammer in Frage. 

In der am Tag nach der Landtagssit-
zung stattfindenden Kammerversammlung 
wurde von den Delegierten betont, dass 
die Landesärztekammer Schleswig-Hol-
stein als fortbestehender Teil der Reichsärz-
tekammer bereits existiere. Der Kammer-
gedanke sei, von einigen Außenseitern ab-
gesehen, Gemeingut aller Ärzte.  Das vor-
geschlagene Repräsentativsystem hielt die 
Kammerversammlung für annehmbar, je-
doch müsste die Möglichkeit in den Krei-
sen erhalten bleiben, Untergliederungen zu 



J U N I  2 0 2 018 G E S T E R N

Alters-, Berufsunfähigkeits- und Hinter-
bliebenenversorgung war ein Schwerpunkt 
seiner Amtszeit. Erst die Novellierung des 
Ärztekammergesetzes im Juli 1959 erlaub-
te es,  eine Versorgungseinrichtung für alle 
Ärzte mit einer zwingend erforderlichen 
Pflichtmitgliedschaft zu schaffen.  Voraus-
setzung war die Zustimmung der Mehrheit 
der Ärzte in einer Urabstimmung.  

Duttes Nachfolger wurde im Okto-
ber 1961 bis zu seinem plötzlichen Tode 
im Januar 1977 Edmund Christiani (1908-
1977, Kasten links). Die durch die Novellie-
rung des Kammergesetzes 1959 geschaffe-
nen neuen Möglichkeiten führten zu einer 
in dieser Intensität ungewohnten Diskus-
sion in der schleswig-holsteinischen Ärz-
teschaft. Ein Satzungsentwurf sah vor, dass 
die zu schaffende Versorgungseinrichtung 
die bislang für Kassenärzte über den Ho-
norarverteilungsmaßstab der KV geregelte 
Altersversorgung ablösen sowie mit alters- 
und statusbedingten Einschränkungen nie-
dergelassene und angestellte Ärzte aufneh-
men sollte. Als Finanzierungssystem war 
eine Mischung aus Umlage- und Kapitalde-
ckungsverfahren gewählt worden. So soll-
ten angestellte Ärzte eine Altersversorgung 
ohne Wartezeiten und Kassenärzte eine 
von der Sozialgesetzgebung des Bundes un-
abhängige Daseinsvorsorge erhalten. 

 Die Urabstimmung fand vom 10.bis 25. 
Oktober 1963 statt. Das Ergebnis war ein-
deutig: 85,8 Prozent der niedergelassenen, 
73,4 Prozent der angestellten Ärzte sowie 
84,5 Prozent der Leitenden Krankenhaus-
ärzte stimmten bei insgesamt 7,1 Prozent 
Nein-Stimmen und 10,2 Prozent Enthal-
tungen zu.  Mit der Errichtung der Versor-
gungseinrichtung zum 1. April 1964 hat-
te die schleswig-holsteinische Ärzteschaft 

war er Mitglied des Vorstandes der Ärzte-
kammer. 

Nachfolger Rodewalds und Juretzkas 
wurde im Mai 1954 Kurt Dutte (1905-1961), 
praktischer Arzt aus Lübeck. Mit Dutte 
konnte erstmals ein Präsident der Ärzte-
kammer nicht mehr auf der Grundlage von 
Besatzungsrecht und Konsens in der Ärz-
teschaft bestimmt, sondern demokratisch 
nach den Bestimmungen eines Ärztekam-
mergesetzes und einer auf seiner Grundla-
ge erlassenen Wahlordnung gewählt wer-
den. In Travemünde geboren, ließ er sich 
nach dem Medizinstudium 1931 in sei-
ner Heimatstadt Lübeck nieder, es folgten 
Aufbau der Praxis, Gründung einer Fami-
lie, Kriegsdienst und fünf Jahre russische 
Kriegsgefangenschaft. Dutte wurde bis zu 
seinem unerwarteten Tod an einem Herz-
infarkt am 15. Juli 1961 zweimal in seinem 
Amt bestätigt. In seine Zeit fällt die Erar-
beitung einer Hauptsatzung für die Ärzte-
kammer, wie auch einer Berufs- und Fach-
arztordnung. Auch als Präsident nahm er 
parallel dazu das Amt des Vorsitzenden 
des traditionsreichen Ärztevereins zu Lü-
beck wahr. 1959 wurde er Mitglied des Vor-
standes der Bundesärztekammer. Ein Hö-
hepunkt seines berufspolitischen Wirkens 
war der in Verbindung mit dem 150jährigen 
Gründungsfest des Lübecker Ärztevereins 
durchgeführte 62. Deutschen Ärztetages 
1959, auf dem Dutte das Hauptreferat zum 
Thema  „Der kranke Mensch, ärztliche Auf-
gabe oder Politik“, halten konnte.“ 

Ärzteversorgung und Konsolidierung
Dutte war es nicht mehr vergönnt, das 

Ergebnis seiner Bemühungen um eine leis-
tungsfähige Ärzteversorgung zu erleben. 
Die Schaffung einer für alle verbindliche 

bilden. 
Die Bedenken der Kammer wurden 

nicht berücksichtigt: Am 7. Dezember 1953 
verabschiedete der Landtag das Gesetz, das 
am 1. Januar 1954 in Kraft trat. Das Gesetz 
über die Berufsgerichtsbarkeit folgte am 
22. Februar 1954 und trat zum 1. April 1954 
in Kraft.

Die Kammer hatte ihr Gesetz, auch 
wenn nicht alle Erwartungen erfüllt wor-
den waren. Heftige Kritik bestand anfangs 
gegen das Fehlen einer Ermächtigung, Un-
tergliederungen zu bilden. Für Unmut 
sorgten u.a. auch die Beschränkung des 
Wirkungsbereichs der Kammer auf Ärzte, 
die ihren Beruf ausübten und die fehlende 
Ermächtigung, Versorgungseinrichtungen 
mit Pflichtzugehörigkeit schaffen zu kön-
nen. In späteren Jahren folgten jedoch Ge-
setzesanderungen, die den Forderungen 
der Ärzteschaft entsprachen. Letztlich wur-
den fast alle Vorstellungen der Ärztekam-
mer berücksichtigt. 

Eine Ausnahme bildete die Möglichkeit, 
Untergliederungen zu bilden. Es gelang 
aber durch Berufung von Vertretern aus je-
dem Kreis in jeweils einen Kreisausschuss 
der Kammer die notwenige Verbindung 
zur lokalen Ärzteschaft und ihren Vereinen 
aufrecht zu erhalten. 

Das Kammergesetz erlaubte die Ver-
abschiedung einer Wahlordnung und die 
Besetzung der seit dem Ausscheiden Ro-
dewalds kommissarisch vom Vizepräsi-
denten Dr. Georg Juretzka wahrgenom-
menen Tätigkeit des Präsidenten. Juretz-
ka, am 18. März 1896 geboren, war Kassen-
arzt in Eckernförde, Vorsitzender des Ärzt-
lichen Kreisvereins und der KV-Kreisstelle 
Eckernförde und gehörte zu den Obleuten 
der ersten Stunde nach dem Krieg. Bis 1957 

PRÄSIDENTEN/IN DER ÄRZTE-
KAMMER NACH 1945
Name Vorname Wohnort geboren verstorben Präsident/in ab Präsident/in bis

Rodewald Berthold Kiel 1891 1966 1945 1953
Dutte Kurt Lübeck 1905 1961 1953 1961
Christiani Edmund Kiel 1907 1977 1961 1977
Iversen Gerd Bad Segeberg 1916 2004 1977 1980
Grabener Egon Rendsburg 1929 1982 1980 1981
Retzlaff Ingeborg Lübeck 1929 2004 1982 1994
Weisner Dietrich Kiel 1940 1994 1997
Schmidt Jürgen Ahrensburg 1942 1997 1998
Weisner Eckhard Preetz 1937 1998 2001
Bartmann Franz Joseph Flensburg 1950 2001 2018

Herrmann Henrik Heide 1958 2018
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eine zukunftssichere Altersversorgung er-
halten, die sich in den folgenden Jahr-
zehnten das Vertrauen der Ärzte erwer-
ben konnte und heute eine solide Grund-
lage der Alterssicherungen vieler Ärzte im 
Land bildet. 

Auf neuen Wegen
Neben der Einrichtung einer Altersver-

sorgung für Ärzte war die Gründung einer 
Akademie für medizinische Fortbildung 
ein weiterer Höhepunkt der Präsident-
schaft Christianis. Auf seine Initiative be-
schloss die Kammerversammlung im Früh-
jahr 1974 den Bau eines Verwaltungsgebäu-
des in der Bismarckallee, dem ein Seminar-
trakt für die Durchführung ärztlicher Fort-
bildung angegliedert werden sollte. 

Die Zahl ihrer hauptamtlichen Mitar-
beiter einschließlich der Versorgungsein-
richtung war mittlerweile deutlich ange-
wachsen. Die 1965 durch eine Novellierung 
des Berufsbildungsgesetzes der Kammer 
zugewiesene Aufgabe der zuständigen Stel-
le für die Arzthelferinnenausbildung hat-
te ihre bis dahin hauptamtlich zu bearbei-
tenden Tätigkeiten zu Beginn der siebziger 
Jahre deutlich erweitert. Die Baukosten von 
vier Millionen Mark wurden aus dem Ver-
kauf der Immobilie der Ärztekammer in 
der Eutiner Straße 3 sowie aus Mitteln der 
Kammer und durch Darlehen der Versor-
gungseinrichtung und der KV aufgebracht. 
Das Gebäude in der Bismarckallee 8-12 
wurde im August 1977 mit einer ersten Ver-
anstaltung eingeweiht. In den ersten Jahren 
bot es noch Platz für Untermieter wie den 
Marburger Bund und die Deutsche Apo-
theker- und Ärztebank. Im März 1977 wur-
de Dr. Gerd Iversen (Seite 13) als Nachfol-
ger des Ende Januar verstorbenen Edmund 
Christiani zum Präsident der Ärztekam-
mer gewählt. Er musste dieses Amt aber be-
reits im Frühjahr 1980 an den an seine Stel-
le im dritten Wahlgang von der Kammer-
versammlung gewählten Prof. Egon Gra-
bener (1929-1981)  abgeben. Grabener war 
Chefarzt der Inneren Abteilung des Kreis-
krankenhauses Rendsburg, seit 1976 Mit-
glied des Kammervorstandes und seit 1977 
Vizepräsident. In seine Zeit als Präsident 
fiel die Trennung der Geschäftsstellen von 
Kammer und KV. Grabener starb im Januar 
1982 an einem Krebsleiden. Anschließend 
gelang es erstmals einer Frau, Präsiden-
tin einer Landesärztekammer in Deutsch-
land zu werden: Die Lübecker Gynäkolo-
gin Dr. Ingeborg Retzlaff (Seite 15). Nach 
einem Schlaganfall Retzlaffs im Mai 1993 
folgte eine unruhige Zeit an der Spitze der 
Ärztekammer. Zunächst trat Vizepräsident 

facher Wechsel in der Geschäftsführung.
Als Vorsitzender des Ausschusses Te-

lematik der Bundesärztekammer präg-
te Bartmann die Diskussion in der Ärzte-
schaft um die elektronische Patientenkar-
te über alle Höhen und Tiefen ärztlicher 
Beschlussfassung hinweg. Als Vorsitzen-
der der Weiterbildungsgremien der Bun-
desärztekammer übernahm er es 2010, eine 
schwierige Novellierung der (Muster-) 
Weiterbildungsordnung in Angriff zu neh-
men, wobei es darauf ankam, durch gründ-
liches und transparentes Vorgehen einen 
hohen Konsens zwischen Landesärztekam-
mern und ärztlichen Berufsverbänden und 
Fachgesellschaften herzustellen, ohne dabei 
das Ziel einer überfälligen Modernisierung 
aus dem Auge zu verlieren. Der 114. Deut-
sche Ärztetag 2011 in Kiel war der Höhe-
punkt in Bartmanns berufspolitischem En-
gagement, gefolgt von der Verabschiedung 
der (Muster-) Weiterbildungsordnung auf 
dem 121. Deutschen Ärztetag 2018 in Erfurt. 
Planmäßig zog er sich im September 2018 
aus der aktiven Berufspolitik zurück. 

Sein Nachfolger wurde im September 
2018 Dr. Henrik Herrmann (geboren 1958), 
Chefarzt und ärztlicher Direktor am West-
küstenklinikum Brunsbüttel, Vorsitzender 
des Marburger Bundes in Schleswig-Hol-
stein, seit 2001 in der Kammerversamm-
lung und im Vorstand der Kammer, seit 
2013 auch ihr Vizepräsident. Für das neue 
Amt hat er die Tätigkeit als Chefarzt und 
ärztlicher Direktor aufgegeben, blieb aber 
weiterhin ärztlicher Leiter des Bildungs-
zentrums für Berufe im Gesundheitswesen 
im Westküstenklinikum Heide. Die Um-
setzung der neuen Weiterbildungsordnung 
mit der Einführung des elektronischen 
Logbuchs ist bereits weit fortgeschritten. 
Grundsätzlich will sich Herrmann dem ge-
genüber Veränderungen zu großen Behar-
rungsvermögen in der ärztlichen Selbst-
verwaltung entgegenstellen. Es soll darum 
gehen, wie Medizin und ärztliche Fürsor-
ge mit Hilfe der Digitalisierung betrieben 
werden kann und die Gesundheitsberu-
fe im Team besser kooperieren, um Versor-
gung zukünftig zu sichern. 

75 nicht einfache Jahre, in denen sich 
die Ärztekammer mit Flexibilität, Konti-
nuität, und einer bemerkenswerten Bereit-
schaft zur Modernisierung ihren Weg ge-
sucht hat. Mehr braucht es eigentlich nicht 
für eine erfolgreiche Zukunft. 

Literatur und Endnoten  
beim Verfasser, 

Dr. med. Dr. phil. Karl-Werner  
Ratschko

PD Dr. Dietrich Weisner, zunächst als Ver-
treter, dann 1995 als gewählter Präsident 
an Retzlaffs Stelle. Der am 24. Juni 1940 in 
Kiel geborene Weisner war Oberarzt an 
der Universitäts-Frauenklinik in Kiel, seit 
1988 Vizepräsident der Kammer und von 
1984 bis 1992 erster Vorsitzender des Mar-
burger Bundes Schleswig-Holstein. In sei-
ne Amtszeit fällt die Einrichtung einer un-
abhängigen Beratenden Kommission Sucht 
und Drogen, durch die suchtkranke Ärzte 
unabhängig von offiziellen Stellen Hilfe fin-
den konnten. 1997 wurde Dietrich Weisner 
überraschend von dem niedergelassenen 
Internisten Dr. Jürgen Schmidt (geboren 
1943) aus Ahrensburg abgelöst, der jedoch 
bereits im März 1998 zurücktrat. 

An seine Stelle wählte die Kammerver-
sammlung den ersten Vorsitzenden der 
Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-
Holstein, Dr. Eckhard Weisner, niederge-
lassener Allgemeinarzt in Preetz und zwei-
ter Vorsitzender der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung. Weisner, ein Cousin sei-
nes Vor-Vorgängers Dietrich,  gab sein Amt 
in der KV für die Tätigkeit als Präsident auf 

− ein Schritt, der ihm nicht leicht fiel, die 
Kammer jedoch aus einer schwierigen Si-
tuation befreite. Geboren am 16. Juni 1937 
in Kiel, kam er aus einer mit der ärztlichen 
Standespolitik verwurzelten Kieler Arztfa-
milie. Weisner ließ sich 1968 in Preetz als 
Allgemeinarzt nieder. Seit 1976 war er Mit-
glied der Abgeordnetenversammlung der 
KV, wo er schnell berufspolitische Karriere 
bis zum Amt des 1. Vorsitzenden und Vor-
standsmitglied der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung machte. Außerdem war 
Eckhard Weisner von 1984 bis 1997 Mit-
glied der Kammerversammlung der Ärz-
tekammer. In seine Amtszeit als Präsident 
fällt die Gründung eines vom Land voll fi-
nanzierten Krebsregisters Schleswig-Hol-
stein, dessen Vertrauensstelle bei der Ärzte-
kammer angesiedelt wurde.

Personelle Kontinuität im neuen Jahrtausend
Bei den Kammerneuwahlen 2001 trat 

an Weisners Stelle für 17 Jahre Dr. Franz-Jo-
seph Bartmann. Er bekleidete dieses Amt 
länger als alle anderen Präsidenten in der 
Nachkriegszeit und drückte der schleswig-
holsteinischen Ärztekammer wie auch Be-
reichen der deutschen ärztlichen Berufspo-
litik seinen Stempel auf. Geboren 1950 im 
Sauerland, war er seit 1989 als chirurgischer 
Oberarzt in Flensburg tätig. 1993 wurde 
er erstmalig in die Kammerversammlung, 
dann 1997 in den Vorstand der Ärztekam-
mer gewählt, 2001 wurde er Präsident der 
Ärztekammer.  In seine Zeit fällt ein mehr-
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schen Armee, sowie seine Mit-
gliedschaft im NSV von 1936 
bis 1945, im NS-Ärztebund so-
wie in mehreren anderen eher 
unbedeutenden Partei-Orga-
nisationen. Der Entnazifizie-
rungsausschuss für Ärzte hat-
te sich im Juli 1946 für sein Ver-
bleiben im Amt ausgesprochen. 
Wie Stubbe wurde ihm jegli-
che Betätigung in öffentlichen 
Ämtern untersagt.  Roden-
walds Eingreifen bei der Mili-
tärregierung Anfang Dezem-
ber hatte Erfolg. Walder durf-
te seine Tätigkeit zunächst fort-
führen, der Einspruch Walders 

Schleswig-Holstein. Erstaun-
licherweise traf ihn, der nach 
allen vorliegenden Unterla-
gen Distanz zu den NS-Macht-
habern gehalten hatte, ne-
ben Stubbe als einzigen aus 
der Führungsriege der Kam-
mer der Bann der Briten. Mit 
Wirkung vom 1. Dezember 
1946 sollte Walder auf Befehl 
der Britischen Militärregie-
rung aus der Ärztekammer ent-
lassen werden. Grund war sei-
ne Einreihung in die Kategorie 
der zwangsweise zu Entfernen-
den durch den Geheimdienst, 
der „Field Security“, der briti-

Haedenkamp wurde trotz 
seines NS-Engagements als Ge-
schäftsführer der Ärztekam-
mer durch die britische Mi-
litärregierung genehmigt.  In 
der Folgezeit war er maßgeb-
lich an überregionalen Zusam-
menkünften der einzelnen Ärz-
tekammern in Deutschland be-
teiligt und übernahm schließ-
lich die Geschäftsführung eines 
Vorläufers der Bundesärzte-
kammer.

Curt Walder (1895- unge-
fähr 1992) war von 1945 bis 1965 
Geschäftsführender Arzt der 
Ärztekammer und der Kas-
senärztlichen Vereinigung in 
Schleswig-Holstein. Nach Me-
dizinstudium, Staatsexamen 
und Promotion 1922 studier-
te er Staatswissenschaften und 
promovierte 1924 zum Dr. rer. 
pol. Tätigkeiten in der Charité 
und als praktischer Arzt in Ber-
lin folgten, bis er 1928 die Stel-
le des ärztlichen Geschäftsfüh-
rers des Deutschen Ärztever-
einsbundes annahm. Er war 
vor 1933 Mitglied der Deut-
schen Demokratischen Par-
tei und hatte bei der Gründung 
der Deutschen Staatspartei mit-
gewirkt. Auch nach der NS-
Machtergreifung und der 1936 
erfolgten Übernahme in die 
Reichsärztekammer blieb er im 
Amt, wurde jedoch als Schrift-
leiter der Ärztlichen Mitteilun-
gen abgelöst und für nachge-
ordnete Arbeiten eingesetzt. 

Der NSDAP hatte er nicht 
angehört. Zum Ende des Krie-
ges war er Divisionsarzt in 

Die Profis neben
den Ehrenamtlern  
Geschäftsstelle Kammer und KV wurden in Schleswig-Holstein wie überall im 
Bundesgebiet über Jahrzehnte in Personalunion geführt. Die Personen an der Verwal-
tungsspitze hatten großen Anteil an der Entwicklung der Kammer. Oft, aber nicht 
immer harmonisierten sie mit der ehrenamtlich gewählten Vorstandsspitze.  

W
ie baut man eine Ver-
waltung nach dem 
Krieg wieder auf? Am 
besten mit erfahrenen 
Verwaltungsexper-
ten wie den kaufmän-
nischen Geschäfts-

führer von Ärztekammer und 
KV, Alfred Evert (1901-1995). 
Evert stand nach seiner Zeit in 
Kriegsgefangenschaft ab Au-
gust 1945 wieder zur Verfügung. 
Hinzu kam Karl Haedenkamp 
(1889-1955), der bereits im Som-
mer 1945 für die Ärztekam-
mer tätig wurde, aber seinen 
Schwerpunkt mehr in überge-
ordneten Fragen wie etwa  der 
Schaffung von Rechtsgrund-
lagen für die Kammer und die 
Bildung einer überregionalen 
Kammerorganisation sah.  

Haedenkamp spielte wäh-
rend der NS-Zeit keine rühm-
liche Rolle. Schon 1934  in die 
NSDAP aufgenommen, wurde 
er zwei Jahre später Auslands-
referent des Reichsärztefüh-
rers Gerhard Wagner. Sein wei-
teres Engagement im National-
sozialismus ist an anderer Stel-
le ausführlich zu finden.Im Jahr 
1940 will er nach dem 1939 auf-
grund von Auseinandersetzun-
gen mit dem neuen Reichsärz-
teführer Leonardo Conti erfolg-
ten Ausscheiden aus der Reich-
ärztekammer angeblich seinen 
Austritt aus NSDAP und SA er-
klärt haben.  Er wurde Sani-
tätsoffizier in der Kriegsmarine 
und befand sich nach Kriegsen-
de als Patient in einem Lazarett 
in Schleswig.

Curt Walder war ab 1945 20 Jahre lang 
geschäftsführender Arzt in Bad Segeberg.
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mann ist für die Koordinati-
on, Grundsatzangelegenheiten 
sowie die Vertretung der Ärz-
tekammer nach außen verant-
wortlich, während Brandstet-
ter für kaufmännische und be-
triebswirtschaftliche Angele-
genheiten zuständig ist. 

Die Modernisierung, Sa-
nierung und Anpassung an die 
veränderten Notwendigkei-
ten des 1976/77 gebauten Ver-
waltungsgebäudes in der Bis-
marckallee fällt in ihre Amts-
zeit. Der Schulterschluss zwi-
schen Ehrenamt und Hauptamt 
wurde enger. Vier Kernbereich-
sausschüsse für Berufsordnung, 
Qualitätsmanagement, Fortbil-
dung und Weiterbildung ste-
hen nun an der Spitze des ope-
rativen Geschäft der jeweiligen 
Bereiche und entlasten so den 
Vorstand der Ärztekammer, 
dessen zeitliche Belastung in 
den monatlichen Sitzungen sich 
deutlich verminderte. Hervor-
zuheben ist auch die Gründung 
eines Instituts für Ärztliche 
Qualität Schleswig-Holstein 
eGmbH, an der die Ärztekam-
mer wesentlichen Anteil hat.  

Dr. phil. Dr. med. Karl-
Werner Ratschko

und war seit 1986 Referentin in 
der Gesundheitsabteilung des 
Kieler Sozialministeriums. Als 
Ministerialrätin wurde sie 1993 
dort stellvertretende Abtei-
lungsleiterin. Im Oktober 2009 
wurde sie von Ministerpräsi-
dent Peter Harry Carstensen als 
Staatssekretärin in das Minis-
terium für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein berufen. In 
ihre Amtszeit in der Ärztekam-
mer fällt die Vorbereitung zur 
Modernisierung der Geschäfts-
stelle der Ärztekammer, die je-
doch erst nach ihrem Ausschei-
den erfolgte. 

2010 wurden Dr. Carsten 
Leffmann (geboren 1958) als 
ärztlicher und Karsten Brands-
tetter als kaufmännischer Ge-
schäftsführer eingestellt. Mit 
ihnen wurde eine Verwaltung 
mit abgeflachten Hierarchien 
verwirklicht. Die Position des 
Hauptgeschäftsführers wurde 
abgeschafft, die bisher in einer 
Geschäftsführung zusammen-
gefassten Führungskräfte wur-
den zu Abteilungsleitern ihrer 
Bereiche. 

Die beiden Geschäftsführer 
vertreten sich gegenseitig. Leff-

Iversens Nachfolge als Ge-
schäftsführender Arzt trat im 
August 1978  Dr. Karl-Werner 
Ratschko an, der 25 Jahre lang 
in diesem Amt und ab 1984 als 
Hauptgeschäftsführer tätig war. 
Ratschko bestand 1970 das me-
dizinische Staatsexamen, es 
folgten Approbation und Pro-
motion. Von 1971 bis 1975 war 
er wissenschaftlicher Mitarbei-
ter von Prof.  Wolfgang Mül-
ler-Ruchholtz im Hygiene-In-
stitut der Kieler Christian-Al-
brechts-Universität (CAU, Im-
munologie). Es folgte eine Zeit 
von 1975-1978 als Studienrat/ 
Oberstudienrat in einer berufs-
bildenden Schule. Nach seinem 
Ausscheiden aus der Ärztekam-
mer 2003 studierte er Geschich-
te und Politikwissenschaft in 
Kiel, Abschluss 2008 als Ma-
gister Artium, 2013 erfolgte die 
Promotion als Dr. phil. Paral-
lel zu seinem Studium blieb er 
noch bis 2009 Schriftleiter des 
Schleswig-Holsteinischen Ärz-
teblattes.

Im September 2003 über-
nahm Dr. Cordelia Andre-
ßen (geb. 1950) die Hauptge-
schäftsführung. Sie hat Volks-
wirtschaft und Medizin studiert 

bei der Landesverwaltung führ-
te nach dem Willen der Militär-
regierung zu einem Berufungs-
verfahren.  Die Gründe für die 
britische Fehlentscheidung 
sind nicht bekannt, im Ergeb-
nis durfte Walder sein Amt wei-
ter ausüben.

Nachfolger des 1965 nach 20 
Jahren Tätigkeit siebzigjährig 
in den Ruhestand gegangenen 
Walders wurde für 12 Jahre der 
Bad Segeberger Internist Dr. 
Gerd Iversen (1916-2004, Kas-
ten Seite), dem es trotz seiner 
NS-Vergangenheit als bislang 
einzigem Geschäftsführendem 
Arzt  gelang, auch Präsident ei-
ner Ärztekammer zu werden.  

 Erst in der kurzen Amtszeit 
von  Präsident Prof. Egon Gra-
bener zu Befinn der 1980er Jah-
re wurden die Geschäftsstel-
len der beiden Körperschaften 
in Bad Segeberg getrennt. Seit-
dem hat die Ärztekammer an-
stelle des nebenamtlich tätigen 
KV-Geschäftsführers Berthold 
Schüttrumpf mit Horst Bor-
chert, später dann Hans-Wer-
ner Buchholtz, einen eigenen 
kaufmännischen Geschäftsfüh-
rer sowie KV-unabhängige Ver-
waltungsstrukturen. 
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